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WEISUNG 

1. Eidgenössisches Bürgerrechtsgesetz und Verordnung 

Die Rechtsgrundlagen für die Erteilung des Schweizer Bürgerrechts wurden auf Bundesebene voll­ 
ständig überarbeitet. Das neue Bürgerrechtsgesetz (nBüG) wurde am 20. Juni 2014 vom Parlament 
verabschiedet. Daraufhin verabschiedete der Bundesrat am 17. Juni 2016 die Verordnung über das 
Schweizer Bürgerrecht (nBüV) und legte die Inkraftsetzung der neuen Rechtsgrundlagen auf den 
1. Januar 2018 fest. 

Mit der Totalrevision wird das Ziel der Harmonisierung der Einbürgerungsvoraussetzungen in der 
Schweiz verfolgt. Neu werden an die Bürgerrechtsbewerberinnen und Bürgerrechtsbewerber höhe­ 
re Anforderungen gestellt. Eine der Bestimmungen, die nicht mehr kommunal sondern auf Bundes­ 
ebene verankert ist, ist zum Beispiel der Bezug von Sozialhilfe. Neu darf die Bürgerrechtsbewerbe­ 
rin bzw. der Bürgerrechtsbewerber in den letzten drei Jahren und während des Einbürgerungs­ 
verfahrens keine Sozialhilfe beziehen. Dies wird somit einheitlich in der ganzen Schweiz behandelt. 
Ebenso wird in der neuen Bürgerrechtsverordnung der Begriff "Integration" ausführlicher geregelt. 

2. Kantonale Bürgerrechtsverordnung 

Aufgrund der Totalrevision des Bürgerrechtsgesetzes musste die kantonale Bürgerrechtsverord­ 
nung an das übergeordnete Recht angepasst werden. Die neue kantonale Bürgerrechtsverordnung 
verabschiedete der Regierungsrat an der Sitzung vom 23. August 2017. 

Durch den Erlass der Bürgerrechtsverordnung durch den Bundesrat konkretisiert er erstmals selbst 
in bedeutendem Umfang die gesetzlichen Vorgaben, insbesondere bei den Voraussetzungen der 
ordentlichen Einbürgerung. Die Einbürgerungskriterien des Bundes sind so präzis geregelt, dass sie 
von den Kantonen und Gemeinden im Wesentlichen direkt angewendet werden können. Die kanto­ 
nale Gesetzgebung regelt noch einzelne Prozesse bzw. das Vorgehen des Einbürgerungsverfah­ 
rens. 

Mit der neuen kantonalen Bürgerrechtsverordnung soll eine einheitliche Beurteilung der Integration 
der Bürgerrechtsbewerberin bzw. des Bürgerrechtsbewerbers im Kanton Zürich stattfinden. 

3. Aufhebung der kommunalen Verordnung 

Da neu die Voraussetzungen bereits auf Bundes- sowie Kantonsebene ausführlich geregelt sind, 
bedarf es keiner kommunalen Bürgerrechtsverordnung mehr. Die geltende kommunale Verordnung 

ST.06.00 / 2015-92 Seite 1 von 2 



über die Aufnahme von Ausländerinnen und Ausländern in das Bürgerrecht von Schlieren steht im 
Widerspruch zu den neuen gesetzlichen Grundlagen und muss daher aufgehoben werden. 

Die Verordnung bleibt für diejenigen Fälle, welche bis zum 31. Dezember 2017 eingereicht werden, 
in Kraft. Die Übergangsbestimmungen sind im übergeordneten Recht geregelt. Somit benötigt es 
keine zusätzlichen Ausführungen. 

4. Prüfung der Grundkenntnisse 

Gemäss § 16 der neuen kantonalen Bürgerrechtsverordnung prüft die Gemeinde die Grundkennt­ 
nisse der geografischen, historischen, politischen und gesellschaftlichen Verhältnisse in der 
Schweiz, im Kanton und in der Gemeinde der Bewerberinnen und Bewerber. Diese Voraussetzun­ 
gen können im Rahmen eines Einbürgerungsgesprächs mit einem standardisierten Fragebogen 
oder durch einen schriftlichen Test geprüft werden. Die Gemeinde kann somit entscheiden, ob sie 
die Integration schriftlich oder mündlich testet. 

Nach eingehender Diskussion hat die Bürgerrechtskommission entschieden, die Prüfung der 
Grundkenntnisse weiterhin schriftlich testen zu lassen. Seit mehreren Jahren wird die schriftliche 
Prüfung - die sogenannte Standortbestimmung "Gesellschaft" - durch das Berufsbildungszentrum 
Dietikon durchgeführt. Aufgrund der guten Erfahrungen befürwortet die Bürgerrechtskommission die 
weitere Zusammenarbeit. Somit kann sichergestellt werden, dass die Qualitätskriterien nach Art. 2 
Abs. 2 nBüV gewährleistet werden. 

Der Stadtrat beschliesst: 

1. Dem Gemeindeparlament wird beantragt zu beschliessen: 

1.1. Die Verordnung über die Aufnahme von Ausländerinnen und Ausländern in das Bürger­ 
recht von Schlieren, SKR Nr. 3.20, wird gemäss Antrag der Bürgerrechtskommission 
ausser Kraft gesetzt. Die Verordnung bleibt für diejenigen Fälle, welche bis zum 31. De­ 
zember 2017 eingereicht werden, in Kraft. 

1.2. Bewerberinnen und Bewerber, die verpflichtet sind, einen Grundkenntnistest abzulegen, 
müssen den Test vor Einreichung des Gesuchs bei einer anerkannten Institution absol­ 
vieren. 

1.3. Dieser Beschluss untersteht dem fakultativen Referendum. 

2. Mitteilung an 
- Gemeindeparlament 
- Stadtschreiberin 
- Bürgerrechtskommission 
- Bürgerrechtssekretariat 
-Archiv 

Status: öffentlich 

(jS~T SCHLIEREN 

~~~í?t 
Stadtpräsident Stadtschreiberin-Stv. 

ST 06.00 / 2015-92 Seite 2 von 2 


